Abdruck als Beilage — 305 — 
zur Geſetz⸗ Sammlung für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Bundes-⸗Geſetzblatt 


Norddeutſchen Bundes. 


N 29. 


(Nr. 323.) Geſetz, betreffend die Gewährung der Rechtshülfe. Vom 21. Juni 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen re. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmun 
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: me : 


Grifter Abſchnitt. 
Von der Rechtshuͤlfe in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 


Gi 25 


Die Gerichte des Bundesgebietes haben ſich in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten gegenſeitig Rechtshülfe zu leiſten. Es macht keinen Unterſchied, ob das 
erſuchende und das erſuchte Gericht demſelben Bundesſtaate, oder ob ſie ver⸗ 

iedenen Bundesſtaaten angehören. 5 

Das erſuchte Gericht darf die Rechtshülfe ſelbſt dann nicht verweigern, 
wenn es die Zuſtändigkeit des erſuchenden Gerichts nicht für begründet hält. 


§. 2. 
„Die Rechtshülfe wird auf Requiſition von Gericht zu Gericht geleiſtet 
ſoweit nicht in den §§. 3. bis 6. ein Anderes beſtimmt ih 157 7 5 


. 8. 

Wenn nach dem Rechte des Orts, wo die erforderliche Prozeßhandlung 
vorzunehmen iſt, dieſe zum Geſchäftskreiſe beſonderer Beamten (Gerichtsvollzieher, 
Gerichtsvögte u. f. w.) gehört oder von der betheiligten Partei bei dem Gerichte 
unmittelbar zu betreiben iſt, ſo hat das erſuchte Gericht ſelbſt oder die bei ihm 
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Ausgegeben zu Berlin den 10. Juli 1869. 
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beſtehende Staatsanwaltſchaft einen zuftändigen Beamten mit der Vornahme der 
Prozeßhandlung zu beauftragen oder, ſoweit es erforderlich iſt, die Sache einem 
Anwalte oder einer ſonſt geeigneten Perſon zur Betreibung zu übergeben. 


§. 4. 


Durch die Vorſchriften des $. 3. wird nicht ausgeſchloſſen, daß die bethei⸗ 
ligte Partei unmittelbar einen zuſtändigen Beamten mit der Vornahme der 
Prozeßhandlung beauftragt oder die Sache bei dem Gerichte betreibt. 


§. 5. 


Wird in einem anhängigen oder anhängig zu machenden Rechtsſtreite eine 
Prozeßhandlung erforderlich, welche nach dem für das Prozeßgericht geltenden 
Rechte nicht von den Gerichten verfügt, ſondern im Auftrage der Parteien durch 
beſondere Beamte bewirkt wird, dagegen nach dem Rechte des Orts, wo die 
Handlung vorzunehmen iſt, zu dem Geſchäftskreiſe der Gerichte Pole ſo hat 
das zuſtändige Gericht dieſes Orts auf den von der Partei unter Vorlegung der 
uzuſtellenden oder der ſonſt erforderlichen Schriftſtücke geſtellten Antrag die 
1 anzuordnen. 


F. 6. 


Requiſitionen und Parteianträge, welche durch Vermittelung der Staats⸗ 
anwaltſchaft an die Gerichte gelangen, ſind in derſelben Weiſe zu erledigen, als 
wenn fie unmittelbar von dem Prozeßgerichte eingeſendet oder von der Partei 
geſtellt wären. 

8 


; Eine im Wege der Rechtshülfe zu bewirkende Zwangsvollſtreckung (Exe⸗ 
kution) erfolgt nach den am Orte der Vollſtreckung geltenden Vorſchriften. 


8. 
Ueber Einwendungen, welche die Zuläſſigkeit der Rechtshülfe ($. 37.), die 
Art und Weiſe der Vollſtreckung oder das bei derſelben zu beobachtende Ver⸗ 
fahren betreffen, hat das Gericht des Vollſtreckungsorts zu entſcheiden. 
Daſſelbe gilt von Einwendungen, welche von dritten Perſonen wegen 
eines Anſpruchs auf den Gegenſtand der Vollſtreckung erhoben werden. 
Alle anderen Einwendungen gegen die Vollſtreckung unterliegen der Ent⸗ 
ſcheidung des Prozeßgerichts. 
§. 9. 


Werden bei dem Vollſtreckungsgerichte Einwendungen erhoben, über 
welche in Gemäßheit des §. 8. das Prozeßgericht zu entſcheiden hat, fo kann das 
erſtere, wenn ihm die Einwendungen erheblich und in thatſächlicher Beziehung 
glaubhaft erſcheinen, die Vollſtreckung vorläufig einftellen, 5 

m 
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Im Falle der Einſtellung ift für die Beibringung der Anordnung des 
Prozeßgerichts eine Friſt zu beſtimmen, nach deren fruchtloſem Ablaufe die Voll⸗ 
ng fortgeſetzt wird. 


§. 10. 


Sollen die in einem Rechtsgebiete, in welchem die Zwangsvollſtreckung 

ae Geſchäftskreiſe e Beamten gehört, erlaſſenen Erkenntniſſe in einem 

echtsgebiete vollftredt werden, in welchem die Zwangsvollſtreckung von den 

Gerichten geleitet wird, fo hat das zuſtändige Gericht die Zwangsvollſtreckung 

auf Antrag der Partei anzuordnen. Zu dieſem Zwecke iſt eine mit dem gericht⸗ 

lichen Zeugniſſe der Vollſtreckbarkeit verſehene Ausfertigung des Erkenntniſſes 
vorzulegen. 


§. 11. 


Wenn nach dem für das Prozeßgericht geltenden Rechte die Vollſtreckung 
durch Einlegung eines Rechtsmittels gehemmt werden kann, ſo iſt in dem Zeug⸗ 
niſſe der Vollſtreckbarkeit ($. 10.) zu bemerken, welche Rechtsmittel die Voll. 
ſtreckung hemmen, und binnen welcher Friſt dieſelben einzulegen ſind. 


Wird dem Vollſtreckungsgerichte glaubhaft gemacht, daß ein Rechtsmittel, 
durch welches die Vollſtreckung gehemmt wird, binnen der geſetzlichen Friſt ein⸗ 
gelegt iſt, jo hat daſſelbe die Vollſtreckung einzuſtellen. 

Ein ſolches Rechtsmittel kann bei dem een echte ohne Beob⸗ 
achtung einer beſonderen Form eingelegt werden. Dieſe Einlegung wird jedoch 
wirkungslos, wenn ſie nicht innerhalb der Nothfriſt und ſpäteſtens binnen vierzehn 
Tagen ſeit dem Tage der Einlegung nach den am Orte des Prozeßgerichts gel⸗ 
tenden Vorſchriften wiederholt wird. 

Hat das Vollſtreckungsgericht in Gemäßheit der Vorſchriften dieſes Para- 
raphen die Einſtellung der Vollſtreckung angeordnet, ſo kann die betreibende 
Part die Fortſetzung er Vollſtreckung nur dann verlangen, wenn fie ein die 
Fortſetzung anordnendes oder das eingelegte Rechtsmittel verwerfendes Erkenntniß 
des Prozeßgerichts beibringt. 

£ Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen finden keine Anwendung, wenn 
ma Prozeßgericht daſſelbe Prozeßrecht gilt, wie für das Vollſtreckungs⸗ 


§. 12. 


„Sollen in einem Rechtsgebiete, in welchem die Zwangsvollſtreckung zum 
Geſchäftskreiſe beſonderer en gehört, die in einem anderen Bundesſtaate 
oder in einem Rechtsgebiete, in welchem die Zwangsvollſtreckung von den Ge⸗ 
richten galt wird, erlaſſenen Erkenntniſſe oder ſonſtigen richterlichen ri be pec 
vollſtreckt werden, jo find fie von der zuſtändigen gerichtlichen Behörde des Orts 
der Vollſtreckung mit der Vollſtreckungsklauſel zu verſehen. Zu dieſem Zwecke 
iſt der Behörde eine von dem Prozeßgerichte mit dem Zeugniſſe der Vollſtreck⸗ 
.- verſehene Ausfertigung des Erkenntniſſes oder der Verfügung vor 
ulegen. 
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Die Vollſtreckungsklauſel wird ohne Prüfung der Geſetzmäßigkeit der Ent- 
ſcheidung oder Verfügung und ohne Anhörung der Parteien ertheilt. 


§. 13. 


Das in einem Bundesſtaate eröffnete Konkursverfahren (Falliment, Debit- 
verfahren, konkursmäßige Einleitung u. 1 9 äußert in Bezug auf das zur 
Konkursmaſſe gehörige Vermögen ſeine Wirkung in dem en Bundes⸗ 
gebiete. Dies gilt insbeſondere von den Beſchränkungen, welche die Verfügungs⸗ 
und Verwaltungsrechte des Gemeinſchuldners erleiden, und von dem Uebergange 
dieſer Rechte auf die Gläubigerſchaft. 


§. 14. 


Auf Erſuchen des Konkursgerichts oder auf Antrag des Konkursvertreters 
iſt das in einem anderen Staats- oder Rechtsgebiete befindliche Vermögen des 
Gemeinſchuldners von den Gerichten des Orts, wo ſich daſſelbe befindet, nach 
Maaßgabe der daſelbſt für den Fall des Konkursverfahrens zur Anwendung 
kommenden Geſetze ſicher zu ſtellen, zu inventariſiren und zur Konkursmaſſe ab⸗ 
zuliefern. 

9 15. 


Inſoweit nach den Geſetzen des Staats- oder Rechtsgebietes, in welchem 
ſich abzulieferndes Vermögen (§. 14.) befindet, gewiſſe Perſonen für den Fall 
eines daſelbſt eröffneten Konkurſes berechtigt ſind, 


1) Vindikationsanſprüche in Bezug auf dieſes Vermögen oder auf einzelne 
Theile deſſelben geltend zu machen, 


2) ihre abgeſonderte Befriedigung aus dieſem Vermögen oder aus einzelnen 
Theilen deſſelben zu verlangen, oder 


3) auf Grund eines auf beſtimmte Gegenſtände dieſes Vermögens be⸗ 
ſchränkten dinglichen oder perſönlichen Rechts aus dieſen Gegenſtänden 
ihre vorzugsweiſe Befriedigung zu beanſpruchen, 

ſtehen ihnen dieſe Rechte in derſelben Weiſe zu, als wenn der Konkurs in dieſem 
Staats⸗ oder Rechtsgebiete eröffnet wäre. 


Vorzugsrechte anderer Art beſtimmen ſich nach dem für das Konkursgericht 
geltenden Rechte. 


§. 16. 

Die in §. 15. Ziff. 1. und 2. bezeichneten Rechte können, ſo lange die 
Ablieferung der Vermögenstheile, auf welche ſich die Rechte beziehen, noch nicht 
erfolgt iſt, bei den Gerichten des Orts geltend gemacht werden, wo ſich dieſe 
Vermögenstheile befinden. 


Nach der Ablieferung ſind dieſe Rechte bei den Gerichten des Orts der 
Konkurseröffnung geltend zu machen. 8 
ie 
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Die in $. 15. Ziff. 3. bezeichneten Gläubiger haben fic) in den Konkurs 
einzulaſſen und ihre ie bei dem Konkursgerichte zu verfolgen. 


F. 17. 


Gläubiger, welche ſich kraft eines Pfand⸗ oder Retentionsrechts in dem 
Beſitze eines abzuliefernden Vermögensſtücks befinden, ſind in keinem Falle ver⸗ 
pflichtet, vor ihrer Befriedigung das Vermögensſtück zur Konkursmaſſe abzu⸗ 
liefern. 

Inwieweit dieſelben berechtigt ſind, ihre Forderung im Konkurſe anzu⸗ 
melden, ohne Aided ren das von ihnen als Pfand oder retentionsweiſe beſeſſene 
Vermögensſtück der Konkursmaſſe zur Verfügung zu ftellen, entſcheidet ſich nach 
den Geſetzen des Orts, wo der Konkurs anhängig iſt. 


§. 18. 


Der Verkauf der in einem anderen Staats- oder Rechtsgebiete belegenen 
unbeweglichen Sachen und die Befriedigung der Gläubiger, welche aus der durch 
den Kaufpreis ag Maſſe ihre abgefonderte Befriedigung zu verlangen be- 
rechtigt ſind, erfolgt am Orte der belegenen Sache nach den Vorſchriften, welche 
gelten würden, wenn der Konkurs daſelbſt eröffnet wäre. Sofern nach den Ge⸗ 
ſetzen dieſes Orts die bezeichneten Gläubiger ihre Rechte bei dem Konkursgericht 
geltend zu machen hätten, tritt an Stelle des letzteren das zuſtändige Gericht des 
Orts der belegenen Sache. 

Inſoweit nach den Geſetzen des Orts, wo ſich abzulieferndes Vermögen 
befindet, im Falle der daſelbſt erfolgten Eröffnung des Konkurſes ein Spezial⸗ 
oder Partikular⸗Konkurs über das abzuliefernde Vermögen oder einzelne Theile 
deſſelben zu eröffnen wäre, wird dieſer Konkurs eröffnet. 

Der Betrag, welcher nach Befriedigung der in Gemäßheit der Beſtimmungen 
dieſes Paragraphen zu berückſichtigenden Gläubiger übrig bleibt, iſt zur Konkurs⸗ 
maſſe abzuliefern. 

8. 19. 


Iſt eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit in einem Bundesſtaate rechtshängig 
oat oder rechtskräftig entſchieden, fo kann die Rechtshängigkeit oder die 
Rechtskraft vor jedem Gerichte deſſelben oder eines anderen Bundesſtaates gel- 
tend gemacht werden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Rechtshuͤlfe in Strafſachen. 


§. 20. 


Die Gerichte eines Bundesſtaates haben in Strafſachen den Gerichten der 
anderen Bundesſtaaten auf Requiſition dieſelbe Rechtshülfe zu leiſten, wie ah 
ee 
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Gerichten des eigenen Staates, infoweit ſich nicht aus den $$. 21. bis 33. ein 
Anderes ergiebt. 
§. 21. 


Die Gerichte eines Bundesſtaates ſind verpflichtet, Perſonen, welche von 
den Gerichten eines anderen Bundesſtaates wegen einer ſtrafbaren Handlung 
verfolgt werden oder verurtheilt find, diefen Gerichten auf Erſuchen auszuliefern, 
wenn die ſtrafbare Handlung, wegen welcher die Auslieferung beantragt wird, 
in e des Bundesſtaates verübt iſt, welchem das erſuchende Gericht 
angehört. 

Bei Anwendung dieſer Vorſchrift wird angenommen, daß eine mittelſt der 
Preſſe verübte ſtrafbare Handlung nur an dem Orte verübt ſei, an welchem das 
Preßerzeugniß erſchienen iſt. 

§. 22. 


Die Verpflichtung zur Auslieferung ($. 21.) erſtreckt ſich auf die Auslie⸗ 
ferung der Theilnehmer, einſchließlich der intellektuellen Urheber, der Gehülfen 
und derjenigen Begünſtiger, welche die Begünſtigung vor Verübung der That 
zugeſagt haben, auch dann, wenn die denſelben zur Laſt fallenden Handlungen 
nicht in dem Gebiete des Staates begangen ſind, in welchem das erſuchende 
Gericht ſich befindet. 

§. 23. 


Die Beſtimmungen der § . 21. und 22. finden auch dann Anwendung, wenn 
die Perſon, deren Auslieferung verlangt wird, dem Staate angehört, deſſen 
Gericht um die Auslieferung erſucht iſt. 


§. 24. 


Die Auslieferung findet nicht ſtatt, wenn in Anſehung der ſtrafbaren 
Handlung in dem Staate, welchem das erſuchte Gericht angehört, ein Gerichts⸗ 
ſtand begründet und das Strafverfahren früher anhängig geworden iſt, als in 
dem Staate, welchem das erſuchende Gericht angehört. 

Befindet ſich die Perſon, deren Auslieferung verlangt wird, in dem Staate, 
welchem das erſuchte Gericht angehört, wegen einer anderen ſtrafbaren Handlung 
in Unterſuchung oder in Strafhaft, ſo kann die Auslieferung bis nach Erledi⸗ 
gung der Unterſuchung oder der Strafhaft abgelehnt werden. 


$. 25. 


Bis zum Erlaſſe eines gemeinſamen Strafgeſetzbuchs für den Nord⸗ 
deutſchen Bund findet die Auslieferung auch dann nicht ſtatt, wenn 


1) die Handlung ein politiſches Verbrechen oder Vergehen, oder mittelſt 
der Peete verübt worden ift, oder 

2) fie nicht mit Strafe bedroht oder in Betreff ihrer die Strafverfolgung 

oder die Strafvollſtreckung durch Verjährung ausgeſchloſſen iſt, = : 

ie 
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3) die Handlung nach den Geſetzen des Staates, welchem das erſuchende 
Gericht angehört, mit Todesſtrafe oder mit körperlicher Züchtigung be⸗ 
droht iſt, während die Anwendung dieſer Strafen nach den Geſetzen des 
Staates, welchem das erſuchte Gericht angehört, nicht zuläſſig iſt. 


Ob einer der Fälle unter 1. oder 2. vorhanden, iſt nach den Geſetzen des 
Bundesſtaates, in deſſen Gebiete der Beſchuldigte oder Verurtheilte ſich befindet, 
zu beurtheilen, und bei dieſer Beurtheilung die Handlung als im Gebiete dieſes 
Staates verübt anzuſehen. 


§. 26. 


Die Auslieferung kann auch in den, im vorigen Paragraphen bezeichneten 
Fällen, und zwar ſowohl zum Zwecke der . als auch zu dem der 
F nicht abgelehnt werden, wenn während des Aufenthalts in 
dem Staate, welchem das erſuchende Gericht angehört, dem Angeſchuldigten der 
Beſchluß oder die Verfügung, durch welche die Unterſuchung gegen ihn eröffnet 
worden iſt, perſönlich zugeſtellt oder er als Angeſchuldigter uber die That verhört 
oder zum Zwecke der Einleitung der Unterſuchung in Haft genommen war. 


§. 27. 


Wenn in Gemäßheit der Beſtimmungen in §. 25. Nr. 1. und 3. eine 
Auslieferung nicht ftattfindet, fo iſt der Angeſchuldigte in dem Staate, in deſſen 
Gebiete er ſich befindet, und zwar, falls nach den Geſetzen dieſes Staates ein 
anderer Gerichtsſtand nicht begründet iſt, von dem Gerichte, in deſſen Bezirke er 
ſich aufhält, wegen der ihm zur Laſt gelegten Handlung zur Unterſuchung zu 
ziehen. Es wird jedoch hierzu in den Fällen des §. 25. Nr. 1. noch der An⸗ 
trag der zuſtändigen Behörde des Staates, in deſſen Gebiete die Handlung verübt 
worden, vorausgeſetzt. 

Bei der Unterſuchung und der Aburtheilung iſt die Handlung ſo anzu⸗ 
ſehen, als ob ſie in dem Gebiete des Bundesſtaates, welchem das unterſuchende 
Gericht angehört, verübt worden. Sollte jedoch die Handlung in den Geſetzen 
des Staates, in deſſen Gebiete ſie verübt worden, mit einer geringeren Strafe 
F fein, fo find bei der Aburtheilung dieſe Geſetze zur Anwendung zu 

ngen. 


§. 28. 


„Dem Erfuchen um Auslieferung ift eine Ausfertigung des gegen den Aus⸗ 
zuliefernden erlaſſenen gerichtlichen Verhaftsbefehls oder des gegen ihn ergangenen 
rechtskräftigen Strafurtheils beizufügen. 

n dem Verhaftsbefehle ift die Beſchuldigung und das auf fie anzuwen⸗ 
bate Sa eval 5 bezeichnen, insbeſondere Zeit und Ort der That an⸗ 
zugeben. 

§. 29. 


In dringenden Fällen kann, unter Vorbehalt unverzüglicher a! 
ein 
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eines vorſchriftsmäßigen Auslieferungsantrages, die einftweilige Verhaftung des 
Auszuliefernden auf dem kürzeſten, ſelbſt auf telegraphiſchem Wege erwirkt werden. 


$. 30. 


Die Sicherheitsbeamten eines Bundesſtaates, insbeſondere die Gendarmen 
ſind ermächtigt, die einer ſtrafbaren Handlung verdächtigen Perſonen unmittelbar 
nach verübter That, oder unmittelbar nachdem dieſelben betroffen worden ſind, 
im Wege der Nacheile bis in benachbarte Staatsgebiete jr verfolgen und dafelbft 
feſtzunehmen. Der Feſtgenommene ift unverzüglich an die nächſte Gerichts⸗ oder 
Polizeibehörde des Bundesſtaates, in welchem er ergriffen wurde, abzuliefern. 

Zur ſelbſtſtändigen Vornahme von Hausſuchungen ſind Sicherheitsbeamte 
des anderen Bundesſtaates nicht befugt. 


§. 31. 


Bei Auslieferung der Perſon find zugleich die zum Beweiſe der ſtrafbaren 
a dienlichen Gegenſtände, vorbehaltlich der Rechte dritter Perſonen, zu 
übergeben. 


F. 32. 


Jeder Bundesſtaat iſt verpflichtet, die Durchführung von Perſonen und 
Gegenſtänden durch ſein Staatsgebiet zum Behuf der Ueberlieferung an einen 
anderen Bundesſtaat zu geſtatten. 


§. 33. 


Zur Vollſtreckung eines in einem Bundesſtaate erlaſſenen Strafurtheils 
find die Gerichte eines anderen Bundesſtaates nur dann verpflichtet, wenn die 
ſtrafbare Handlung, wegen welcher die Strafe erkannt iſt, im Gebiete des Bundes⸗ 
ſtaates, in welchem ſich das erſuchende Gericht befindet, verübt iff (§§. 21. 22.), 
und wenn außerdem die Strafe entweder nur in das Vermögen des Verurtheilten 
u vollſtrecken iſt oder in einer Freiheitsſtrafe beſteht, welche die Dauer von ſechs 
Wochen nicht überſteigt. 

Iſt die Verpflichtung zur Vollſtreckung einer Freiheitsſtrafe begründet, ſo 
findet die Auslieferung zum Zwecke der Strafoollfiredung nicht ſtatt. f 

Dem Erſuchen um Vollſtreckung iſt eine Ausfertigung des rechtskräftigen 
Strafurtheils beizufügen. 


F. 34. 


Im Falle der Auslieferung darf die Unterſuchung oder Strafvollſtreckung 
auf andere Handlungen oder Strafen, als diejenigen, wegen welcher die Aus⸗ 
lieferung erfolgt war, nicht erſtreckt werden. 

Die vorſtehende Beſtimmung findet auf die von dem Ausgelieferten nach 
der Auslieferung im Gebiete des Staates, welchem das erſuchende Gericht an- 
gehört, verübten ſtrafbaren Handlungen keine Anwendung. 8. 35 
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§. 35. 


1 gegen eine Perfon von den Gerichten eines Bundesſtaates wegen einer 

in dieſem Staate be angenen ſtrafbaren Handlung die Unterfuchung eingeleitet, 

fo findet, fofern die! erpflichtung zur Auslieferung durch die Beſtimmungen der 

H. 24. bis 26. nicht ausgeſchloſſen war, gegen dieſe Perſon in einem anderen 
taate wegen derſelben ſtrafbaren Handlung eine Unterjuchung nicht ſtatt. 


§. 36. 


Inſoweit me den Vorſchriften der Landesgeſetze die Requiſitionen um 
Rechtshülfe in Strafſachen zu dem Geſchäftskreiſe der Staatsanwaltſchaft gehören, 
inden in Anſehung der von den Bundesſtaaten gegenſeitig zu gewährenden 
Rechtshülfe die Vorſchriften, welche für die von den Gerichten erlaſſenen oder 
an dieſe gerichteten Requiſitionen gelten, auch auf die von der Staatsanwaltſchaft 
erlaſſenen oder an dieſelbe gerichteten Requifitionen Anwendung. Eine Verhaf⸗ 
tung, Hausſuchung, Beſchlagnahme, Auslieferung oder Strafvollſtreckung kann 
jedoch bei einem Gerichte nur auf Grund eines gerichtlichen Beſchluſſes verlangt 
werden und nur auf Grund eines ſolchen Beſchluſſes erfolgen. 


Dritter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


§. 37. 


Die Rechtshülfe findet nicht ſtatt, wenn die Vornahme der beantragten 
Handlung nicht zu dem Geſchäftskreiſe des erſuchten Gerichts gehört, oder wenn 
eine Handlung des Gerichts, einer Partei oder eines Dritten beantragt wird, 
deren Vornahme nach dem für dieſes Gericht geltenden Rechte verboten iſt. 


§. 38. 


„Ueber die Zuläſſigkeit der nach dieſem Geſetze zu leiſtenden Rechtshülfe 
und über die Rechtmäßigkeit der Verweigerung derſelben wird ausſchließlich von 
den Gerichten des Staates, welchem das erſuchte Gericht angehört, im geordneten 
Inſtanzenzuge entſchieden. 8 39 


Bei Anwendung der Civils und Strafprozeßgeſetze, welche Vorſchriften 
zum Nachtheile der Ausländer enthalten, ſowie 5 Aal welche fic) auf den 
Konkurs über das Vermögen der Ausländer beziehen, iſt jeder Norddeutſche als 
Inländer anzuſehen. 

Inſoweit nach Vorſchrift der Prozeßgeſetze Zustellungen an Perſonen, 
welche im Auslande ee ee ſich 0 va aif Staatsanwaltſchaft mit 
derſelben Wirkung, wie an dieſe Perſonen ſelbſt, erfolgen, iſt das Bundesgebiet 
als Ausland nicht anzuſehen. 

Bundes ⸗Geſetzbl. 1869. 50 §. 40. 
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§. 40. 


Jeder Norddeutſche iſt verpflichtet, auf Anordnung des Civil- oder Straf 
gerichts vor demſelben zum Zwecke ſeiner Vernehmung als Zeuge zu erſcheinen, 
auch wenn er einem anderen Bundesſtaate angehört. Dieſe Vorſchrift findet keine 
Anwendung auf Perſonen, welche nach dem am Wohnſitze derſelben geltenden 
Rechte nicht verbunden ſind, perſönlich vor Gericht zu erſcheinen oder in der 
betreffenden Sache Zeugniß abzulegen. 

Gehört der Zeuge einem anderen Bundesſtaate an, fo ift feine Vorladung 
bei dem Gerichte ſeines Wohnſitzes zu beantragen. In dieſem Falle iſt der Zeuge 
befugt, die Zahlung der Entſchädigung für Zeitverſäumniß und Reiſekoſten nach 
der in dem einen oder dem anderen dieſer Staaten geltenden Taxordnung zu 
fordern. Die Zahlung iſt dem Zeugen auf Verlangen vorſchußweiſe zu leiſten. 


§. 41. 


Die Injurienſachen, welche im Wege des Civilprozeſſes verhandelt werden, 
elten in Anſehung der Gewährung der Rechtshülfe als bürgerliche Rechtsſtreitig⸗ 
eiten. Soweit jedoch eine Strafe zu vollſtrecken iſt, kommen die Vorſchriften 

des $. 33. zur Anwendung. 


§. 42. 


Iſt von dem Strafrichter auf Civilentſchädigung erkannt, fo beſtimmt ſich 
die Gewährung der Rechtshülfe für die Vollſtreckung des Erkenntniſſes nach den 
Vorſchriften über die Vollſtreckung der in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten erlaſſe⸗ 
nen Erkenntniſſe. 


F. 43. 


Die Koſten der Rechtshülfe ſind von der erſuchenden Behörde zu bezahlen. 
Wenn eine zahlungspflichtige Partei nicht vorhanden, oder wenn die zah⸗ 
lungspflichtige Partei unvermögend iſt, fo wird die Rechtshülfe koſten⸗ und ge⸗ 
bührenfrei geleiſtet. Es find jedoch die baaren Auslagen, welche durch eine Aus⸗ 
lieferung oder durch eine Strafvollſtreckung entſtehen, der erſuchten Behörde zu 
erſtatten. 
$. 44. 


Wird ein Geſuch um Rechtshülfe an eine nicht zuſtändige Behörde gerichtet, 
ſo hat dieſe das Geſuch an die zuſtändige Behörde abzugeben. 


F. 45. 


Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden auch auf bereits anhängige 
Sachen unter folgenden Beſchränkungen Anwendung: 

1) die Vollſtreckung eines Civil- oder Straferkenntniſſes, welches in einem 

Bundesſtaate vor dem Zeitpunkte, in welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, 

im Wege des Kontumazialverfahrens ergangen iſt, findet in einem anderen 

Bundesſtaate auf Grund dieſes Geſetzes nicht ftatt; 2) d 

ie 
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2) die Beſtimmungen der $$. 13. bis 18. finden keine Anwendung, wenn 
der Konkurs vor dem Zeitpunkte eröffnet iſt, in welchem dieſes Geſetz 
in Kraft tritt. 

§. 46. 


Die zwiſchen einzelnen Bundesſtaaten über Leiftung der Rechtshülfe abge- 
ſchloſſenen Verträge bleiben infoweit in Kraft, als fie mit gegenwärtigem Geſeze 
nicht im Widerſpruche ſtehen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes - Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 21. Juni 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


